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Zehntausende kleine graue Pla-
stiktüten werden jeden Tag am 
Flughafen in Frankfurt am Main 

mit noch kleineren grünen Zetteln be-
klebt: „Von zollamtlicher Behandlung 
befreit“, versichert darauf die Deutsche 
Post. Und die Ware aus China, Malaysia 
oder Hongkong wird auf dem Weg zu 
ihrem Empfänger gebracht.

Der Online-Einkauf aus Fernost er-
freut sich bei den Deutschen wachsender 
Beliebtheit. Erstmals habe im Online-
Handel die Warengruppe Elektronik 
und Kommunikation den lange Jahre 
dominierenden Bereich der Bekleidung 
überholt, meldet die Welt: Im vergan-
genen Jahr haben private Kunden rund 
330 Millionen Elektronikartikel bestellt, 
was ein Plus von 20 Prozent im vergleich 
zum Vorjahr bedeutet. 70 Millionen 
Sendungen kommen aus China, wei-
tere Millionen aus anderen asiatischen 
Ländern. 

Asiatische Güter sind beliebt, weil sie 
bei zunehmender Qualität billig sind, 
bis zu einem Wert von 22 Euro nach 
der De-minimis-Regel nicht der Ein-
fuhrumsatzsteuer von meist 19 Prozent 
unterliegen, bis zu 150 Euro auch zoll-
frei sind und meistens für den Käufer 
keine Portokosten anfallen. Viele kleine 
Händler umgehen so weitere Kosten. 
Ein 16-GB-USB-Stick kostet beispiels-
weise im Sofortkauf auf der Auktions-
plattform Ebay lediglich etwas mehr als 
zwei Euro, im deutschen Einzelhandel 
dagegen mindestens das Doppelte. Auch 
der Kauf von Anschlußkabeln, Adap-
tern, Armbanduhren oder modischen 
Leggings kann sich so lohnen.

Das alles freut zwar den preisbewuß-
ten Kunden, ist aber ein Ärgernis für 
den Fiskus, den Einzelhandel und die 
Postunternehmen, speziell die DHL, die 
die aus dem Ausland eingehenden Sen-

dungen zu den vom Weltpostverein vor-
gegebenen Konditionen zustellen muß.

Alle EU-Staaten drängen auf Ab-
hilfe, am liebsten auf europäischer 
Ebene. Denn auch Franzosen, Briten, 
Niederländer, Schweizer, Österreicher 
und Polen kaufen gern in den Online-
Shops ausländischer Händler ein. In 
der Eidgenossenschaft werden täglich 
gut 120.000 Kleinwarensendungen aus 
dem Ausland zugestellt, davon 80.000 
aus Asien. 2017 waren es noch 45.000.

Weltpostverein handelt 
neuen Vertrag aus

Der Weltpostverein, der die Gebüh-
ren und ihre Verrechnung für Postsen-
dungen zwischen Ländern regelt, hat 
für Staaten wie China, das als Entwick-
lungsland gilt, besonders niedrige Por-
tosätze festgelegt. Derzeit handeln die 
192 Mitgliedsländer der Organisation 
eine neue Gebührenordnung im Welt-
postvertrag aus. Die Industrienationen 
wollen künftig keine Lieferungen aus 
China mehr subventionieren. Bereits 
2018 trat der „Integrated Product Plan“ 
in Kraft, nach dem Dokumentensen-
dungen von Warensendungen getrennt 
werden, damit letztere nicht mehr als 
Brief gewertet werden können und in 
eine höhere Portostufe fallen. Die neu 
geschaffene Preisgruppe „E“ gilt seither 
für Warensendungen bis zwei Kilo. Daß 
sich damit Warensendungen aus Asien 
verteuern oder gar – wie ursprünglich 
geschätzt – preislich verdoppeln, ist in 
der Praxis nicht erkennbar, wohl auch 
weil viele asiatische Händler weiterhin 
Kleinstpakete widerrechtlich als Briefe 
deklarieren und die Weltpost die gericht-
liche Auseinandersetzung scheut.

Brüssel dagegen will den Freibetrag 
für Warensendungen bis 22 Euro ersatz-
los streichen. Überdies sollen Markt-
platzbetreiber wie Amazon ab 2021 dazu 
verpflichtet werden, die Umsatzsteuer 
von Händlern abzuführen, die Waren 

aus dem Ausland in die EU liefern. In 
der Schweiz wurde der Bundesrat Ende 
März vom Nationalrat verpflichtet, 
„Maßnahmen zu treffen, um ausländi-
sche Online-Marktplätze und Dienst-
leistungs-Plattformen bei Lieferungen 
oder Dienstleistungen in die Schweiz 
der Mehrwertsteuer zu unterstellen“. 

Bereits zu Jahresbeginn waren auf 
Antrag von Ständerat Beat Vonlanthen 
(CVP) die Regeln für den Online-Han-
del bei Verkäufen aus dem Ausland in die 
Schweiz verschärft worden. Ausländische 
Online-Shops sollten künftig bei Klein-
sendungen mehrwertststeuerpflichtig 
sein, wenn sie einen jährlichen Umsatz 
von mehr als 100.000 Franken machen. 
Die bisher geltende Freigrenze von 65 
oder 200 Franken pro Kleinsendung 
wurde aufgehoben.

Aber die asiatischen Händler haben 
neue Schlupflöcher gefunden und die 
Online-Plattformen wehren sich. Ali-
baba, Aliexpress und Wish fühlen sich 
im eigenen Verständnis lediglich als Ver-
mittler zwischen Käufer und Verkäufer 
und weigern sich, dafür einzustehen, daß 
ausländische Händler Mehrwertsteuer 
zahlen, auch wenn sie für diese die Lo-
gistikaufgaben übernehmen. Überdies 
kaufen viele Kunden inzwischen in den 
71 chinesischen Onlineshops direkt ein, 
ohne Amazon oder Ebay. 

„Es ist unmöglich, alle  
Marktplätze zu überwachen“

Nach Recherchen des österreichi-
schen Handelsverbandes liegen 97 
Prozent aller Pakete aus China in die 
EU unter der 22-Euro-Grenze. Überdies 
haben Testbestellungen des Verbandes 
Mehrwertsteuerbetrug, Produktfäl-
schungen und Sicherheitsrisiken bei den 
Drittstaaten-Plattformen aufgedeckt.

Von einem Katz-und-Maus-Spiel 
spricht Oliver Prothmann, Präsident 
des Bundesverbandes Onlinehandel 
(BVOH). In Deutschland gebe es neben 

Amazon und Ebay 80 solcher Markplät-
ze. Es sei unmöglich, alle zu überwachen: 
„Sie können einen anderen Marktplatz 
benutzen, wo deutsche Behörden keinen 
Zutritt haben.“ Der Spiegel faßte vor 
einiger Zeit zusammen: „Falsche An-
gaben über den Inhalt, fehlende Steu-
ernummern, falsche Rechnungen: Der 
Steuerbetrug im Online-Handel kostet 
den Fiskus Hunderte Millionen Euro.“ 

Ausgeklügelt ist auch das Vorgehen 
der chinesischen Online-Anbieters Gear-
best. Dieser sendet Waren von Shenzhen 
an ein scheinbar nicht verbundenes Un-
ternehmen in Großbritannien, berich-
tet Michael Tervooren, Zollexperte der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft PwC: 
„Bei einem B2B-Geschäft (Anm. d. R.: 
von Unternehmen zu Unternehmen) dür-
fen nichtverbundene Vertragspartner ei-
nen Preis frei wählen und der liegt dann 
in der Regel unter der Grenze von 22 
Euro.“ Dazu komme, daß die Prüfdichte 
des britischen Zolls nicht dem deutschen 
Standard enspreche. Die Ware ist nun 
innerhalb der EU und wird zollfrei ver-
schickt.

Die Marktverzerrungen und Verbrau-
cherschutzverstöße würden den asiati-
schen Online-Händlern einen massiven 
Wettbewerbsvorteil verschaffen, kriti-
siert der österreichische Handelsverband 
und fordert konkrete Maßnahmen: eine 
Umsetzung der digitalen Verzollung 
und Versicherung ab dem ersten Cent 
schon ab 1. Januar 2020 und damit 
die Streichung der 22-Euro-Freigrenze. 
Schweden habe vorgemacht, daß diese 
Umstellung innerhalb eines Vierteljahres 
möglich sei.

Den „sprichwörtlichen Spieß um-
drehen“ will BVOB-Präsident Proth-
mann und den europäischen Online-
Händlern mit der Plattform Panda.Black 
ein „Sprungbrett in den Fernen Osten 
bieten“. Schier grenzenlos seien in Chi-
na die Chancen. Wer auf dem größten 
Markt der Welt nicht Fuß fassen kann, 
werde es in Zukunft schwer haben.

Sollen deutsche Sparer für italie-
nische Pleitebanken zahlen? Die 

Antwort wird das Bundesverfassungs-
gericht (BVerfG) am 30. Juli geben. 
Es geht um drei zentrale Punkte der 
europäischen Bankenunion, die die 
Bereiche Bankenaufsicht, Abwicklung 
bei Illiquidität und Einlagensiche-
rung umfaßt. Diese drei Komplexe 
stehen in enger Verbindung, da eine 
funktionsfähige Bankenaufsicht die 
Zahlungsfähigkeit der Kreditinsti-
tute fördert. Kommt es dennoch 
zu Zahlungsproblemen einer Bank, 
kann ein geordneter Ab-
wicklungsprozeß Mittel 
von Eigentümern, Gläu-
bigern mit über 100.000 
Euro Einlagen sowie 
einem Bankenabwick-
lungsfonds heranziehen, 
die sonst eine externe 
Einlagensicherung oder 
der Steuerzahler zahlen 
müsste.

Die Kläger monieren 
erstens den Machtverlust 
nationaler Behörden, die 
ihre Kompetenz an eine 
zentrale EU-Aufsicht 
übertragen mussten. 
Dies betrifft zur Zeit 118 
Großbanken, die rund 
85 Prozent der aggregier-
ten Bilanzsumme aller Finanzhäu-
ser des Euroraums abdecken. Die 
Bundesregierung argumentiert hier 
zu Recht mit der Systemrelevanz: 
Die Finanzverflechtungen können 
aus einem lokalen Bankenproblem 
ein Stabilitätsproblem der gesamten 
Eurozone machen. Sie unterschlägt 
allerdings, daß unzureichende Regu-
lierungen hierfür verantwortlich sind. 
Laxe Kreditvergaberichtlinien und ein 
hoher Bestand eigener Staatsanleihen 
in den Bankbilanzen mediterraner 

Länder sind die Zutaten einer zu-
nächst nationalen Bankenkrise. Die 
Geldhäuser Italiens halten 48 Prozent 
aller Staatsschulden von Rom. Fie-
len diese im Wert, wären die Banken 
schnell überschuldet.

Zweitens würde die Bankenauf-
sicht unter dem Dach der Europä-
ischen Zentralbank (EZB) ihre Unab-
hängigkeit gefährden. Laut EU-Ver-
trag ist sie vornehmlich der Geldwert-
stabilität und einer entsprechenden 
Geldpolitik verpflichtet. Beaufsichtigt 
sie jedoch zusätzlich Finanzhäuser, 

läge ein Interessenkonflikt 
vor. Sie könnte im Krisen-
fall geneigt sein, durch 
Niedrig-/Negativzinsen 
und spezielle Kreditnot-
hilfen Banken zur Seite zu 
springen – zu Lasten eines 
stabilen Euros.

Schließlich beanstan-
den die Kläger die Kon-
zeption des Abwicklungs-
fonds. Diesen finanzieren 
alle Finanzinstitute über 
eine Bankenabgabe. Auf 
den bis 2023 mit etwa 
55 Milliarden Euro – im 
Krisenfall völlig unzu-
reichend – gefüllten Ge-
meinschaftstopf haben 
alle Mitgliedstaaten Zu-

griff. Bei EU-weit etwa 820 Milliar-
den Euro ausfallgefährdeter Kredite 
liegt der Anteil im EU-Durchschnitt 
bei 3,4 Prozent. Diese Quote ist je-
doch in Griechenland (45 Prozent), 
Zypern (28), Portugal (12) und Ita-
lien (10) erheblich höher. Aufgrund 
der nicht risikoadäquaten Beiträge 
zahlen zukünftig deutsche Sparkas-
sen und Volksbanken die Ausfälle für 
die Banca Monte dei Paschi di Siena 
oder die Piraeus Bank. Dem sollte 
das BVerfG einen Riegel vorschieben.

Verfassungsgericht entscheidet über Bankenunion

Kontrollverlust

Vor 30 Jahren mußte die Stasi mit 
einer Viertelmillion Spitzel 16,5 

Millionen DDR-Bürger überwachen. 
Ein „Geheimer“ war so für 65 Unter-
tanen zuständig. Doch da die meisten 
kein Telefon hatten, Kameras fehlten 
und Bargeld alternativlos war, schei-
terte eine Totalkontrolle. Heute ist 
fast jeder elektronisch vernetzt und 
über seine IP-Adresse auffindbar. Die 
EU-Verordnung 2015/758 verlangt 
lokalisierbare eSIM-Karten mitsamt 
Computer in jedem Neuwagen und 
die „Smart Meter“-Pflicht erlaubt 
künftig eine persönliche Stromzu-
teilung – um die totale Energiewende 
zu erzwingen.

Nur beim Geld sind die meisten 
Deutschen eigen: „An der Ladenkasse 
ist die Barzahlung noch immer das 
schnellste und kostengünstigste Zah-
lungsmittel“, weiß Bundesbankvor-
stand Johannes Beermann. Drei von 
vier Zahlungen würden bar abgewik-
kelt. Sprich: Bei Aldi, Edeka & Co. 
ist der Kunde, anders als bei Ama-
zon, nicht gläsern. „Wahre Bargeld-
anhänger gibt es nach wie vor viele. 

Sie meiden Bankkarten und andere 
Zahlungsmöglichkeiten, wo sie es nur 
können, und tragen bisweilen sogar 
noch dicke Stapel an Scheinen und 
von Münzen prall gefüllte Hosen-
taschen mit sich herum“, ätzte die 
FAZ. Und das schnelle „kontaktlose“ 
Bezahlen via Apple- oder Google Pay 
– und die damit verbundene Daten-
weitergabe – stoße nicht nur bei den 
Älteren auf besondere Skepsis.

Diese ist sogar bei besserverdie-
nenden Geschäftsreisenden verbrei-
tet, wie eine Umfrage des Deutschen 
Reiseverbandes (DRV) ergab. Die 
Hälfte bezahle unterwegs weiter in 
bar. Vier von zehn Dienstreisenden 
hätten wenig bis gar kein Vertrauen 
in die virtuellen Bezahlmöglichkeiten 
ihres Smartphones oder die Allgegen-
wärtigkeit der Kartenzahlung. Da 
hilft wohl nur Zwang à la EU-Zah-
lungsdiensterichtlinie PSD2: Ab Sep-
tember ist Online-Banking nur noch 
mit Zwei-Faktoren-Authentifizierung 
möglich: Neben der PIN wird der 
Fingerabdruck oder ein angemeldetes 
Smartphone verlangt.

Bargeld bleibt beliebt bei Geschäftsreisenden

Beim Bezahlen bespitzelt
Von Jörg Fischer

Deutscher Fiskus subventioniert China
Online-Handel: Wie asiatische Anbieter 19 Prozent Steuer und den Zoll sparen 
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»Die Banken-
aufsicht wird 

unter dem Dach 
der EZB ihre 

Unabhängigkeit 
gefährden.«
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Florian Homm
Der Crash ist da

Was Sie jetzt tun müssen! Anlagen, 
Immobilien, Ersparnisse, Arbeit

Der Abschwung an den Aktienmärkten 
war nur ein Vorgeschmack auf das, was 
uns bevorsteht. Der Börsenkollaps und die 
nächste Wirtschaftskrise werden länger an-
halten und mehr Vermögen vernichten als 
andere Zusammenbrüche seit 90 Jahren. 
Informieren Sie sich, bevor es zu spät ist!

300 S., geb.
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Ronald Stö� erle, Rahim Taghizadegan, 
Gregor Hochreiter

Die Nullzinsfalle

Wie die Wirtschaft zombi� ziert 
und die Gesellschaft gespalten 
wird

Sehenden Auges sind die Zen-
tralbanken in ihrem Kampf 
gegen die Folgen der großen 
Finanzkrise und der Schuldenkri-
se in die Falle getappt: die Null-
zinsfalle. Derzeit versuchen die 
Zentralbanken verzweifelt, aus 
dieser Falle zu entkommen, doch 
es wird ihnen nicht gelingen.
272 S., geb.
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Daniel Go� art

Das Ende der Mittelschicht

Abschied von einem 
deutschen Erfolgsmodell

Die Mittelschicht muss Abschied 
nehmen von der Welt, wie wir sie 
kannten. Die Revolution 4.0 wird 
zum digitalen Vernichtungsfeld-
zug auf dem Arbeitsmarkt. Hun-
derte Berufe verschwinden, und 
niemand weiß, wie unsere sozi-
alen Sicherungssysteme überle-
ben sollen.
400 S., geb
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Thomas Jäger

Das Ende des amerikanischen Zeitalters

Deutschland und die neue 
Weltordnung

Mit Donald Trump endete die 
Nachkriegsordnung. Und der 
Westen steckt in einer para-
doxen Lage. Die USA weisen 
Führung von sich, wollen aber 
für die europäische Entwick-
lung bestimmend bleiben. Die 
EU sucht nach mehr Eigenstän-
digkeit, bleibt jedoch auf die 
USA angewiesen.
192 S., geb.
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Markus Krall

Wenn schwarze Schwäne Junge kriegen

Warum wir unsere Gesellschaft 
neu organisieren müssen 

Risikovermeidung gilt als Patent-
rezept: Zentralbanken erträn-
ken die Gefahren unseres Wirt-
schafts- und Bankensystems 
mit Unmengen an Geld, und 
auch die Politik versucht, gesell-
schaftliche Mißstände unter den 
Tisch zu kehren. Ohne Risiko gibt 
es jedoch keinen Fortschritt.
336 S., geb.
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Timo Baudzus

Unsere fetten Jahre sind vorbei

Wie Politiker, Banker und 
Manager den Wohlstand 
Deutschlands verspielen

Noch geht es uns wirtschaft-
lich gut, aber die Gefühlslage in 
unserem Land ist bedrückend. 
Fast 90 Prozent aller Deutschen 
fürchten, daß wir auf einen rie-
sigen Abgrund zulaufen. Auf-
grund massiver politischer, 
ökonomischer und sozialer 
Fehlentwicklungen ist die Angst 
berechtigt.
272 S., geb.

Best.-Nr.: 94284   EUR 10,00

Dominik Enste

Geld für alle

Das bedingungslose Grundein-
kommen eine kritische Bilanz

Das bedingungslose Grundein-
kommen soll die Probleme des 
Sozialstaats lösen. Zugleich gilt 
es als beste Antwort auf den 
Arbeitsplatzverlust, der durch 
die Digitalisierung und die 
rasante Entwicklung der Künst-
lichen Intelligenz droht. Doch es 
weist auch Schwächen auf.
112 S., Pb.

Versandzentrum der DHL: Die Zahl der zu versendenden Pakete wächst rasant; Spitzenreiter sind mittlerweile Elektronikartikel
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